denn während kein Fehler des Magiers die Sonne wieder 
untertauchen I&ßt, kann das Kabinett es schr wohl fertig 
bringen, daß der wirtschaftliche Silberstreifen wieder verblaßt: 
Absperrung vom Ausland, Provokation von Arbeitskimpfen, 
Revolution von oben mit ihrer unvermeidlichen Erschüfterung 
des Vertrauens können Deutschland von dem Wirtschaftsauf- 
stieg ausschließen, der aller Wahrscheinlichkeit nach in der 
ganzen Welt bevorsteht, 


| 


Ziele und Grenzen einer deutschen Ver- 
fassungsreform / Hermann Heller 


Weite Kreise des deutschen Volkes, namentlich auch die 
gegenwärtigen Machthaber in Deutschland, sind der Meinung, 
daß die heutige deutsche Staatsorganisafion berechtigten An- 
sprüchen nicht genüge. Sie bringen die schlechte außen- und 
innenpolitische Verfassung Deutschlands in einen ursächlichen 
Zusammenhang mit wirklichen oder vermeintlichen Mängeln 
‘ der Weimarer Verfassung. Der Kurzschluß dieses Denkvor- 
ganges liegt auf der Hand. Niemals und erst recht nicht im 
gegebenen Falle ist die Rechtsordnung allein verantwortlich, zu 
machen für den tatsächlichen politischen Seinszustand. Ohne 
einen einzigen Artikel der Weimarer Verfassung zu verändern, 
häfte ein im deutschen Volk und in seiner Führung lebendiger 
und zielklarer Wille zur Macht in den dreizehn Nachkriegs- 
jahren zweifellos eine unvergleichlich bessere politische und 
soziale Verfassung Deutschlands zustande bringen können. 
Hauptsächlich deshalb aber, weil das nicht geschehen ist, 
können wir uns in der Tat heute der Notwendigkeit nicht ent- 
ziehen, die verfassungsrechtlichen Normen des Deutschen 
Reiches einer Revision zu unterwerfen. 

‚ Für uns deutsche Sozialisten wird das Ziel einer jeden Ver- 

fassungsrevision durch drei undiskutierbare Richt- 
punkte bestimmt: durch die auforifäre Überordnung 
des Staates über die Gesellschaft, namentlich über 
die Wirtschaft, durch die demokratische Quelle der 
politischen Autorität und durch die bestimmten 
Grenzen der Autorität des Staates, 


I 

Den autoritären Staat bejahen wir aus sozialistischen wie aus 
nationalpolitischen Gründen. Die großen geistigen, sittlichen 
und ökonomischen Aufgaben, die eine sozialistische Planwirt- 
schaft der Staatsgewalt stellt, vermag der liberalistische Nacht- 
wächterstaat niemals zu leisten. Er haf immer nur die geistige 
und ökonomische Anarchie der bürgerlich-kapitalistischen Ge- 
sellschaft nachträglich sanktioniert und garantiert. Die für jede 
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politische Autoritüt notwendige tatsächliche Macht kann aber 
der heutige Staat nur dadurch gewinnen, daß er nicht mehr 
Kostgänger privatkapitalistischer Mächte ist, sondern sich eine 
nach innen und außen wirksame Wirtschaftsmacht zueignet. 

Die Autorität eines solchen Staates wollen wir freudig an- 
erkennen. Der „Staat an sich“ aber hat für uns keinerlei 
Autorität, weil keinerlei Wirklichkeit. So wenig wir im Staat 
einen bloßen Konsumverein zu schen vermögen, so wenig kön- 
nen wir ihn als eine über der sesellschaftlichen Wirklichkeit 
stehende und von ihr unabhängige Wesenheit und Autorität 
anerkennen. Wie der Mensch, so bleibt auch sein Staat zwi- 
schen Gott und das Tier gestellt. Der Staat ist organi- 
sierte Lebensform, als Organisafion Wille und Werk 
konkreter Menschen in geschichtlich-gesellschaftlich bestimm- 
ter Lage, als Lebensform aber schicksalhafte Notwendigkeit. 

Eine jede noch so revolutionäre Verfassungsrevision kann 
sich vernünftigerweise immer nur auf den Staat als Orsani- 
sation erstrecken. Soweit der Staaf für uns als ein Kultur- 
volk auf bestimmter Stufe seiner Entwicklung notwendige 
Lebensform geworden ist, steht er über unserem Räsonne- 
ment und muß als Notwendigkeit in unseren Willen aufgenom- 
men werden. Daß keineswegs die Wirtschaft unser Schicksal 
ist, haben uns höchst eindrucksvoll gerade die Bolschewisten 
demonstriert. Wohl aber ist unser Schicksal der ein für alle- 
mal gegebene geographische Raum, in den wir trotz aller Mög- 
lichkeit der Expansion als politische Geschehenseinheit gestellt 
sind. Echtes unentrinnbares Schicksal ist dieser mit erfüllter 
Geschichte beladene Raum, die Geschichte, die wir in diesem 
und keinem anderen Raum so und nicht anders gewirkt und 
gelitten haben, die uns so und nicht anders gestaltet hat, die 
Bodengestalt und der Bodengehalt, der uns diese konkrete Art 
des Wirtschaftens in diesem Raum erst verstattet und schließ- 
lich, aber nicht zuletzt, die mit diesen konkreten Nachbarn 
besiedelten näheren und entfernteren Grenzräume. 

In vollem Bewußtsein, daß unsere politische Lebensform 
immer mitbestimmt sein wird von diesen unserem Willen un- 
erreichbaren Quellen, denken wir gar nicht daran, einem geo- 
politischen Quietismus zu verfallen und auf die bewußte Tat, 
auf die durchaus rationale politische Organisation nach‘ ün- 
serem Willen zu verzichten. Raum und Geschichte sind uns 
nur als Material gegeben, die politische Organisation aber ist 
unserem Willen aufgegeben. 


IL 


Als Legitimationsgrundlage der autorifären 
Staatsorganisation lassen wir nur das Volk sel- 
ten, das Volk als Träger bestimmter kulturermöglichender 
Werte und nicht als Haufen beliebiger Interessen und Meinun- 
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sen. Eine sinnhafte Gliederung dieses Volkes halten wir für un- 
entbehrlich und verwerfen die Vorstellung von der einstufigen 
Masse. Ein jedes Wahlrecht jedoch, das die Gleichheit der 
Wahl in Frage stellt, wird uns als unversöhnliche Gegner fin- 
den. Die Diktatur und den faschistischen Schwindel einer „ple- 
biszitären Demokratie“ aber bekämpfen wir, weil diese Herr- 
schaftsformen die völlige Entmündigung des Volkes, die Un- 
möglichkeit jeder politischen Selbsterzichung bedeuten würden; 
„die Genialität der Führung“ als Verfassungsinstitution halten 
wir für einen Nonsens, zer. 

Das Hauptproblem einer deutschen Verfassungsrevision ist 
die Ermöglichung eines arbeitsfähigen Parlamen- 
tes und einer handlungsfähigen Regierung. Welche 
organisatorischen Mittel wir im einzelnen für diesen Zweck 
geeignet halten, soll später dargelegt werden. Hier wollen wir 
nur prinzipiell auf den Widerspruch hinweisen, der zwischen 
der Notwendigkeit klafft, den Staat als territoriale Entschei- 
dungs- und Wirkungseinheit zu organisieren, und der Tatsache, 
daß die polifischen Parteien das Volk in eine Vielheit von fest 
organisierten Kampfverbänden auf personaler Grundlage ohne 
alle Querverbindungen organisieren. Daß es letztlich die Klas- 
sengegensätze sind, die diesen Mangel an Willens- und Wert- 
gemeinschaft erzeugen, ist ebenso richtig wie die Feststellung, 
daß wir auch in der unmittelbarsten Gegenwart mif den über- 
lieferten politischen Formen nicht mehr auskommen. In zahl- 
losen Fällen kann es auch heute gegen bessere Einsicht der 
Parteiführer zu einer parlamentarischen Majorifätsentscheidung 
deshalb nicht kommen, weil die Parteiorganisationen von der 
Zentrale über die Provinzial- und Lokalinstanzen hinweg aus- 
schließlich auf Kampf gegen alle anderen Parteien eingestellt 
sind und jeden Interessensausgleich im Parlament als üblen 
Kuhhandel mißverstehen müssen. 

Unbedingt notwendig erscheint uns eine Stär- 
kung der Autorität der Reichsregierung. Sie darf 
nicht wie bisher, sei es ein Spielball der Fraktionen, sei es ein 
Spielball des Reichspräsidenten sein. Um das zu verhindern, 
sind verfassungsrechtliche Erschwerungen des Mißtrauens- 
vofums nicht genügend. Grundsätzlich darf das parteipolitisch 
zusammengesetzfe Parlament, auf das wir weder verzichten 
können noch wollen, nicht die einzige Repräsentation des Vol- 
kes gegenüber der Regierung sein. Die Reichsregierung darf 
nur mit einem Fuß im Parteienparlament stehen und bedarf 
für den zweiten eines anderen Fundaments. Deshalb muß 
sie von sich aus gegen das Parlament durch den 
Volksentscheid an das Volk appellieren können 
und muß neben dem Parteienparlament sich auch 
noch auf eine nicht parteipolitisch zusammenge- 
setzte Repräsentation des Volkes stützen können. 
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Wie die demokratische Legitimität, so wollen wir unter allen 
Umständen auch die rechtsstaatliche Legalität in einer 
deutschen Verfassung nicht missen. Wir wünschen den 
autoritären Staat, wir bekämpfen aber den totalen: 
Staat. In Europa können wir in dem Gedanken einer „totalen 
Mobilmachung der Gesellschaft für den Staat“ nichts wie einen 
politischen Ästhetizismus sehen. Die vier Jahrhunderte euro- 
päischer Entwicklung seit der Renaissance, die zweitausend- 
jährige Geschichte des universalistischen Monotheismus lassen 
sich aus unserem Wesen nicht ausstreichen. Die „allseitige 
Integration“ des Individuums durch den Staaf würde eine 
religion civile nach dem Muster Rousseaus erfordern, zu der 
wir bereits Ansätze genug sehen, die letztlich aber weder mög- 
lich noch wünschenswert noch am allerwenigsten christlich 
wäre. Die religiöse, geistige und politische Werthaftiskeit des » 
Individuums ist die unentbehrliche Grundlage europäischer 
Kulturentwicklung geworden. Sie steht nicht im Gegensatz zum 
auforifären, wohl aber zum totalen Staat, dessen Autorifät 
weder Rechtsschranken noch Gewaltenteilung noch Grund- 
rechte kennt. Für uns kann es sich nur darum handeln, auch 
die Arbeits- und Güterordnung der materiellen 
Rechtsstaatsorganisation zu unterwerfen, den li-: 
beralen in einen sozialistischen Rechtsstaaf um- 
zubauen, nicht aber den Rechtsstaat überhaupf zu 
beseitigen. 

Man mache sich doch einmal klar, daß die staatliche Or- 
ganisationstechnik uns nur drei Möglichkeiten zur Verfügung 
stellt. Bleiben die staatlichen Organe in ihrer Machfausübung 
völlig unkontrolliert, so werden sie, wie die ungeheuere Mehr- 
zahl der Menschen einmal gebaut ist, über kurz oder lang ihre 
Herrschaft mißbrauchen. Eine Kontrolle der Herrschenden 
aber kann nur von zwei Instanzen geübt werden: entweder von 
einer mit dem Staaf sich identifizierenden Diktaturpartei, wie 
in Rußland oder Italien, oder von gesetzlich gebundenen Ge- 
richten. Die diktatorische Parteikonfrolle muß deshalb not- 
wendig unvollkommener sein als die rechtsstaatliche, weil es 
bei ihr keine wirksame Möglichkeit gibt, die Herrschenden, die 
in Partei, Regierung und Bürokratie dem gleichen politischen 
Lager angehören, öffentlich zur Verantwortung zu ziehen. Wo 
es keinerlei Freiheit der Presse, der Meinung, der Vereini- 
gung usw. gibt, wo die herrschende Partei dagegen alles Inter- 
esse an der Behaupfung hat, daß es in ihren Reihen keine 
Willkür und Korruption gibt, dort bedarf es zur Bekämpfung 
dieser Schäden einer gewaltigen, normalerweise von den Men- 
schen nicht zu erwartenden moralischen Kraft. 

Indem wir Gewaltenteilung und Grundrechte erhalten wissen 
wollen, sind wir weit davon entfernt, die zuchtlosen Exzesse 


379 


der Freiheit zu billigen, welche die demoliberale Theorie und 
Praxis der Nachkriegszeit ermöglicht und sogar verteidigt hat. 
Daß wir als Sozialisten für die berüchtigte Wirtschaftsfreiheit 
nichts übrig haben, versteht sich am Rand. Außenhandels- 
monopol, Sozialisierung der großen Unternehmungen in Land- 
wirtschaft, Bergbau, Industrie und Bankwesen halten wir für 
sozialisfische Forderungen, welchen eine künftige Regierung in 
Deutschland schon aus nationalwirtschaftlichen Gründen sich 
nicht wird entziehen dürfen. Aber auch alle die andern Hem- 
mungslosigkeiten, wie die Schimpffreiheit der Presse, die 
“ Schmutzfreiheit des Kinos, die Schundfreiheit des Verlags- 
geschäfts und ähnliche Freiheiten wollen wir rechtssatzmäßig 
unterdrückt sehen. 

Wie wir uns die konkrete Ausgestaltung einer deutschen Ver- 
fassung denken, soll später dargelegt werden. Wir wollen uns 
aber bewußt auf die heutigen politischen Notwendigkeiten und 
Möglichkeiten beschränken und überlassen es anderen, die 
Hoch- und Fernziele einer ungreifbaren politischen Zukunft 
auszumalen. 


Verfassungsreform! Wie soll sie aussehen? / 
Hans Simons 


Zwei Tatsachen beeinträchtigen das Interesse der sozialdemo- 
kratischen Anhängerschaft an den Fragen der Verfassungs- 
reform: daß die Verfassung seit dem 20, Juli ohne und damit 
gegen die Sozialdemokratie angewendet wird, und daß die 
wichtigsten Entwicklungen und Entscheidungen des Staats- 
lebens neben der Verfassung hergehen. Die Partei ist also 
doppelt getroffen. Sie spielt in den Organen der staatlichen 
Willensbildung und -durchsetzung keine maßgebliche Rolle 
mehr; in der Reichsregierung und der Preußischen Kommis- 
sariatsverwaltung sind ihre Führer nicht vertreten; in den 
beiden Parlamenten gehört sie nicht zu den Mehrheitsparteien; 
es kann ohne und damit gegen sie regiert werden. Dazu noch 
sind gerade die Organe, an denen sie Anteil hat, praktisch so 
sehr ausgeschaltet, daß auch die parlamentarische Opposifion, 
die eine ungeschriebene verfassungsmäßige Aufgabe hat, ihre 
Bedeutung einbüßen mußte. 

Wer daraus den Schluß zieht, daß die Aktivität der Partei 
noch stärker auf das Gebiet außerparlamentarischer Kämpfe 
verlegt werden muß, der folgert richtig. Wer aber annimmt, 
auf die Parlamente nicht mehr allzusehr achten zu müssen 
(man hört gelegentlich die Parole „es hat ja doch keinen 
Zweck“), der irrt sich. Denn nur auf dem Wege über vermehr- 
ten Einfluß im Parlament können wir dem Parlament selbst 
wieder vermehrten Einfluß sichern, und über das Parlament 
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